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Antrag an den Ortsbeirat   
 
 

Wohnungsbau-Stopp in Praunheim beenden 

 

Durch die Voruntersuchung für eine SEM hat der Magistrat nahezu sämtliche Bautä-

tigkeiten zwischen Heerstraße/Praunheimer Weg und der Autobahn A5 seit über 5 
Jahren verhindert. 

Die heutige Wohnungsknappheit in Frankfurt verlangt aber einen raschen Wohnungs-
bau. Der Baustopp wurde damit begründet, dass eines Tages für 30.000 Menschen 
Wohnungen entstehen könnten. 

Die Bundes- und Landespolitik hat mittlerweile festgestellt, dass das Abwandern aus 
dem ländlichen Raum und aus Deutschlands Osten in die Ballungsräume enorme 
Probleme zur Folge hat. Maßnahmen der verantwortungsbewussten Politiker gegen 
diese Entwicklung, wie z. B. Ausbau der Infrastruktur, Home-Office u. a., zeigen erste 
Erfolge. Nicht nur die „neuen“ Bundesländer verzeichnen einen Zuzug, sondern auch 
Klein- und Mittelstädte. Das Wachstum vieler Großstädte hingegen stagniert derzeit. 
(Frankfurt am Main 2018: 747.800 EW; 2019: 758.600 EW; 2020: 758.800 EW; 2021: 
753.600 EW). 

Unklar ist, ob überhaupt und, falls ja, in welchem Umfang dem Magistrat gestattet 
wird, in den Schutzbereich des Regionalen Grünzuges über Zielabweichungsverfahren 
eines Tages einzugreifen. 

Nach Vortrag des Planungsdezernates sei der größte Teil der vorgesehenen Woh-
nungsbaufläche praktisch schon in städtischem Eigentum. Ein großer finanzieller Ge-
winn dürfte somit durch eine SEM kaum zu erzielen sein.  

Der Baustopp durch die über fünfjähre Voruntersuchung hat dazu geführt, dass etwa 
1000 Wohnungssuchende, die schon bereits westlich der Nordweststadt geplante 
Wohnungen (Bebauungsplan 906) nicht beziehen konnten.    

Ohne städtebauliche Entwicklungsmaßnahme wäre es der Stadt in kurzer Zeit mög-
lich, in Praunheim - nördlich der Heerstraße - nach Änderung des bestehenden, bzw. 
durch Beschlussfassung des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Baumaß-

nahmen für Wohnen, Gewerbe und Infrastruktur zeitnah durchzuführen, da dieses 
Areal nicht zum regionalen Grünzug gehört. 

 

Dies vorausgeschickt möge der Ortsbeirat 7 beschließen: 

Der Magistrat wird gebeten zu veranlassen 

1. Der rechtsverbindliche Bebauungsplan B 854 (nördliche Heerstraße – Teilbereich 
1) und der in Aufstellung befindliche B 696 (nördliche Heerstraße – Teilbereich 2) 
werden derart geändert, dass zur Autobahn hin Gewerbe (u. a. wg. der Höchst-
spannungstrasse) und nach Süden im Wesentlichen Wohnbebauung vorgesehen 
wird. 
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2. Die Ortsumfahrung Praunheim soll um das neue Wohngebiet herumführen, damit 
ein autoarmes Wohngebiet entstehen kann und der Ortskern Praunheims zum 
Verweilen durch eine attraktive Alternative vom Autoverkehr entlastet wird. 

3. Parallel zum Straßenzug Praunheimer Weg/Heerstraße/Guerickestraße soll eine 
vom IV freigehaltene Trasse von der Nordweststadt über Praunheim nach Rödel-
heim für einen ungehinderten ÖPNV (Bus oder Straßenbahn) angelegt werden. 

4. Die Planungshinweise der klimaökologischen Untersuchung von GEO-NET Um-
weltconsulting GmbH aus 2019 sollen berücksichtigt werden. 

5. Die Trinkwassergewinnung des Wasserwerks Praunheim II soll nicht nur geschützt 
werden. Die Möglichkeit einer Kapazitätserweiterung der Wassergewinnung soll 
erhalten bleiben.  

6. Der Ausbau des ÖPNV sollte dem Bezug der Wohnungen und der Gewerbeeröff-
nungen vorangehen, damit von vornherein eine attraktive Alternative zum IV vor-
handen ist.    

 

 

 

Antragsteller:     Für die Fraktion: 

Thomas Rätzke     Veljko Vuksanovic 
Maximilian Kucera  
Iris Rätzke 
Veljko Vuksanovic 
 
 
 
 
 

Ortsbeirat am 14.03.2023:  

Zustimmung von CDU 

Ablehnung bei SPD, Grüne, FDP und Linke 


